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Bericht 

über die Tagung der Versammlung der Westeuropäischen Union 
vom 13. bis 15. Juni 1967 in Paris 


Die Juni-Tagung der 13. Sitzungsperiode der Ver- 
sammlung der WEU begann mit der Wahl des Präsi- 
diums, bei der Herr Badini-Confalonieri (Ital. Libe- 
ral) als Präsident und Abg. Kahn-Ackermann (SPD) 
als deutscher Vizepräsident wiedergewählt wurden. 

In der Debatte über den vom britischen Abgeord- 
neten Kershaw vorgelegten Bericht über europäische 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Luftfahrtfor- 
schung unterstrich Abg. Richter (SPD) die Notwen- 
digkeit zu dieser Zusammenarbeit und die Bereit- 
schaft der deutschen Luftfahrtindustrie, da sie nach 
Überwindung der Schwierigkeiten in den ersten 
Nachkriegsjahren jetzt durchaus mit der englischen 
und französischen konkurrieren könne. Auch die 
Bundesregierung werde weiterhin die deutsche Luft- 
fahrtindustrie unterstützen. Allerdings habe die 
NATO noch keine gemeinsamen militärischen Vor- 
stellungen erarbeitet, wie die bestehenden Systeme 
weiterentwickelt werden sollen. Die deutsche Luft- 
fahrtindustrie wünsche, an den zukünftigen Entwick- 
lungen, die in britisch-französischer Zusammenarbeit 
bereits angelaufen seien, beteiligt zu werden, und 
sie sei durchaus in der Lage, einen eigenen Beitrag 
zu leisten. Ihre Zusammenarbeit mit amerikanischen 
Firmen habe bereits zu günstigen Ergebnissen ge- 
führt; darauf müsse Rücksicht genommen werden, 
und es sei nicht einzusehen, weshalb sich die euro- 
päischen Partner hier nicht einschalten sollten. Auch 
bei der Entwicklung und Fertigung neuer Typen für 
die Zivilluftfahrt, z. B. des europäischen Airbus, 
wolle und müsse die deutsche Luftfahrtindustrie be- 
teiligt werden. 

Zu einem Bericht des britischen Abgeordneten 
Edelman über das Europa der Sechs und der Sieben 
erklärte Abg. Kahn- Ackermann (SPD), daß es für 
den Beitritt Großbritanniens und anderer EFTA-Län- 
der zum Gemeinsamen Markt zwar kaum wirtschaft- 
liche und prozedurale, wohl aber einige politische 
Schwierigkeiten gebe. Ein politisch handlungsfähiges 


Europa könne es jedoch ohne Großbritannien und 
die anderen EFTA-Länder nicht geben. Das grund- 
legende Prinzip der Gleichberechtigung aller Partner 
dürfe nicht aufgegeben werden, wenn ein politisch 
geeintes Europa entstehen solle. Die Gemeinschaft 
habe in den ersten zehn Jahren erhebliche Schwie- 
rigkeiten überwunden, und die Haltung Großbritan- 
niens gebe keinen Anlaß zu der Befürchtung, daß ge- 
wisse Schwierigkeiten, die zweifellos noch auftau- 
chen würden, nicht ebenso überwunden werden 
könnten; es gebe ganz eindeutige Vereinbarungen 
über die Neuaufnahme von Mitgliedern, an die man 
sich halten müsse. Auch die besonderen Beziehungen 
zwischen Großbritannien und den Vereinigten Staa- 
ten könnten kein Hindernis bilden, vielmehr könn- 
ten sie dazu beitragen, die gegenwärtig leider nur 
fragmentarische Partnerschaft zwischen Amerika 
und Europa wieder so zu festigen, wie es in unser 
aller Interesse liege. Das enge Verhältnis zwischen 
der Bundesrepublik und Frankreich könne manche 
Bedenken ausräumen, die gelegentlich in diesem 
Zusammenhang geäußert würden. 

Zum gleichen Thema sagte Abg. Dr. Kopf (CDU/ 
CSU), es sei immer schon die klare Linie der deut- 
schen Politik und der Wunsch aller deutschen Par- 
teien gewesen, daß Großbritannien in die EWG auf- 
genommen werde; es sei erfreulich und notwendig, 
daß sich Großbritannien bereit erklärte, auch an der 
Ausarbeitung der politischen Institutionen des Ge- 
meinsamen Marktes teilzunehmen. Das europäische 
Gemeinschaftsbewußtsein sei in Deutschland viel- 
leicht am lebendigsten, zweifellos wegen der beson- 
deren Erfahrungen der Deutschen in der Vergangen- 
heit, es könne nur begrüßt werden, wenn jetzt die 
englischen Kollegen so nachdrücklich auf den Wan- 
del im englischen Bewußtsein hinge wiesen hätten. 
Das schließe nicht aus, daß jedes Land seine nationa- 
len Traditionen und Gefühle wahren könne; jedes 
europäische Land müsse aus seinen eigenen Erfah- 
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rungen heraus den Prozeß der Umwandlung seines 
nationalen Bewußtseins in ein europäisches Bewußt- 
sein vollziehen; in einem künftigen föderierten 
Europa werde es keinen Gegensatz zwischen natio- 
nalem und europäischem Bewußtsein mehr geben. 

Den Bericht des Ausschusses für Wissenschaft, 
Technik und Raumforschung über den Stand der 
europäischen Raumforschungstätigkeit legte Abg. 
Berkhan (SPD) vor; er begrüßte es, daß der Minister- 
rat früheren Berichten der Versammlung zu dieser 
Frage mehr Aufmerksamkeit geschenkt habe, als er es 
sonst zu tun pflege; das lasse darauf schließen, daß 
man die europäische Raumfahrtpolitik richtig zu 
würdigen beginne; Europa müsse auf dem Gebiet 
der Raumforschung größere Selbständigkeit gewin- 
nen; das sei allerdings nicht möglich ohne die Zu- 
sammenarbeit mit Amerika, das einen beträchtlichen 
Vorsprung habe, und geneigt sei, ihn auszunützen. 
Im Jahre 1969 müsse eine neue Regelung in der 
Frage der Nachrichtensatelliten mit Amerika getrof- 
fen werden, da dann das INTELSAT- Abkommen aus- 
laufe. Es sei klar, daß die Eigentümer eines Satel- 
liten-Fernmeldesystems beträchtliche Vorteile ge- 
genüber denen besäßen, die dieses nur gegen Ge- 
bühren benutzen könnten. In den beiden Organisa- 
tionen COMSAT und INTELSAT besäßen die Ameri- 
kaner die absolute Überlegenheit, nach der Neu- 
regelung von 1969 dürfe das ungleiche Verhältnis 
nicht weiterbestehen. Das sei aber nur erreichbar, 
wenn alle europäischen Länder eng Zusammenarbei- 
ten würden, um die Raumfahrttechnik so zu beherr- 
schen, daß sie ihre Forderungen gegenüber Amerika 
durchsetzen und erreichen könnten, daß die Ameri- 
kaner ihre Kenntnisse mit den Europäern teilen wür- 
den. Außer den ideellen sprächen auch wichtige 
wirtschaftliche Gründe für eine eigenständige euro- 
päische Raurnfahrtpolitik. Deshalb müsse sich neben 
öffentlichem auch privates Kapital beteiligen; eine 
Gründung von EUROSAT als Gegenstück und Part- 
ner des amerikanischen COMSAT sollte sich wohl 
ermöglichen lassen; diese Gesellschaft müsse die 
Interessen Europas wahrnehmen, und hätte die Auf- 
gabe der Entwicklung und Auftragserteilung für 
Herstellung und Betrieb von Fernseh- und Nach- 
richtensatellitensystemen. Ein europäischer Rat der 
zuständigen Minister mit einem ständigen Sekre- 
tariat, der die gesamte europäische Raumfahrttätig- 
keit zu koordinieren habe, könne erheblichen Ein- 
fluß auf die gewünschte Entwicklung nehmen. 

Abg. Flämig (SPD) sagte, daß heute die USA und 
die UdSSR nahezu ein Monopol auf dem Gebiet der 
wirtschaftlichen Nutzung der Raumfahrttechnik be- 
säßen und daß Europa deshalb alle seine wissen- 
schaftlichen, technischen und finanziellen Mittel zu- 
sammenfassen müsse, wenn deren Vorsprung einge- 
holt werden solle. Europa müsse zwar in INTELSAT 
verbleiben, dort aber eine unabhängigere Politik be- 
treiben; das sei nur möglich, wenn die europäischen 
Raumfahrtorganisationen koordiniert werden; er sei 
mit dem Vorschlag einer Gründung von EUROSAT 
einverstanden, die auch zu einem Brückenglied zwi- 
schen den amerikanischen und sowjetischen Raum- 
fahrtgesellschaften werden könne-, es solle sich da- 
bei nicht um eine neue Forschungs- und Entwick- 


lungsorganisation handeln, sondern um eine Gesell- 
schaft mit klarer politischer und wirtschaftlicher Ziel- 
setzung, die die Nutzung von Fernmeldesatelliten 
für kommerzielle Zwecke sicherstellen solle. Abg. 
Flämig wies ferner auf die Bedeutung der Fern- 
melde- und Fernsehsatelliten für die wirtschaftliche 
Aufschließung und politische Aufklärung der Ent- 
wicklungsländer hin; auch deshalb müsse schnell 
und gründlich gehandelt werden. 

Den Bericht des politischen Ausschusses über 
Europa in der atlantischen Zusammenarbeit legte 
Abg. Dr. von Merkatz (CDU/CSU) vor und sagte, die 
Zusammenarbeit zwischen Europa und den Vereinig- 
ten Staaten sei die Schicksalsfrage unseres Jahrhun- 
derts; das Kennzeichen unserer Zeit sei die Instabili- 
tät, die Machtverhältnisse unterlägen dauernden 
Veränderungen, Wissenschaft und Technik schafften 
ständig netie Lebensbedingungen; die Welt aber 
sehne sich nach Frieden und Stabilität, die nur er- 
halten werden könne, wenn das Gleichgewicht er- 
halten bleibe. Das Nordatlantikpaktsystem befinde 
sich aber zweifellos in einer Krise und zwar deshalb, 
weil sich die Machtlage in der Welt in den 20 Jahren 
seines Bestehens verändert habe; Westeuropa sei 
zwar wirtschaftlich und politisch selbständiger ge- 
worden, aber auf den Beistand der Vereinigten 
Staaten könne es immer noch nicht verzichten; es 
müsse sein Ziel sein, ihr gleichberechtigter und an- 
nähernd gleichgewichtiger Partner zu werden; Vor- 
aussetzung hierfür sei wiederum die politische und 
wirtschaftliche Einigung. Dabei müsse darauf Rück- 
sicht genommen werden, daß die alten großen Na- 
tionalstaaten Frankreich und England zögernder der 
europäischen Integration gegenüberstünden als die 
kleineren Länder. Ein regionaler Zusammenschluß 
Westeuropas als Partner der Vereinigten Staaten sei 
aber ebenso notwendig wie möglich, es müsse eben 
eine neue Form der gemeinsamen Handlungsfähig- 
keit gefunden werden. Ein großes Maß an politischer 
und militärischer Autonomie Europas liege auch im 
Interesse Amerikas. Die Westeuropäische Union 
solle die Verantwortung für den europäischen Bei- 
trag zu gemeinsamen NATO-Plänen übernehmen. 
Die Bundesrepublik sei besonders daran interessiert, 
daß das atlantische Bündnis und die europäische 
politische Aktionsgemeinschaft Fortschritte mache; 
eine Isolierung der Bundesrepublik würde sich 
außen- und innenpolitisch gleich verhängnisvoll aus- 
wirken; die Bundesrepublik sei zu Verhandlungen 
mit dem Osten bereit; eine Anerkennung der Spal- 
tung sei aber nicht möglich. 

Eine lebhafte Diskussion und heftige Kritik schloß 
sich an den Bericht des Ministerrats an, der vom 
amtierenden Präsidenten, dem luxemburgischen 
Außenminister Gregoire, vorgelegt wurde. Diese 
Kritik sei nötig, so meinte der Berichterstatter der 
Versammlung, Abg. Blachstein (SPD), weil Ver- 
sammlung und Ministerrat gemeinsame Verantwor- 
tung trügen, die jährlichen Berichte des Rates im 
allgemeinen und der vorliegende 12. Jahresbericht 
im besonderen aber keine substantiellen politischen 
Informationen enthielten, die die Voraussetzung für 
politische Diskussion, politische Analyse und poli- 
tische Empfehlungen darstellten. Die Haltung des 
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Rates mache einen Dialog unmöglich. Die Ursache 
für die Substanzlosigkeit dieser Berichte sei darin zu 
suchen, daß der Rat an die Einstimmigkeit gebunden 
sei; es wäre in jedem Fall nützlich, wenigstens zu 
erfahren, in welchen Punkten und aus welchen 
Gründen der Rat diese Einstimmigkeit nicht erreicht 
habe. 

Als Vorsitzender des politischen Ausschusses be- 
gründete Abg. Blumenfeld (CDU/CSU) die Haltung 
der Versammlung gegenüber dem Ministerrat; sie 
fordere einerseits das Kontrollrecht über die Tätig- 
keit des Rates und andererseits die Berücksichtigung | 
ihrer eigenen Empfehlungen durch den Rat. Die j 
wiederholte Vernachlässigung dieser ihrer berech- j 
tigten Ansprüche veranlasse daher die Versamm- 
lung, den vorgelegten 12. Jahresbericht an den 
Ministerrat zurückzuleiten, damit dieser ihn einer | 
erneuten Prüfung unterziehe. 

Die Ereignisse im Vorderen Orient waren Anlaß ! 
zu einem Dringlichkeitsantrag, die Versammlung j 
möge über die Situation im Vorderen Orient noch | 
im Verlaufe der Juni-Tagung diskutieren; diese Dis- | 
kussion fand am 15. Juni statt und endete mit der j 
Annahme zweier entsprechender Empfehlungen. 

Abg. Dr. Kliesing (CDU/CSU) bekannte seine Be- j 
wunderung für den Mut, mit dem Israel seine Exi- j 
stenz und Freiheit verteidigt habe und appellierte an 
den Großmut der Sieger; aber dieser Krieg wäre 
vermeidbar gewesen, wenn einige der Verantwort- 
lichen nicht kläglich versagt hätten; das stimme | 
nachdenklich und daraus müßten Konsequenzen für ! 
die eigene Politik gezogen werden; von der UNO 
könne man jedenfalls im Fall einer Krise nichts er- 
warten; auch das crisis management habe versagt, 
denn es sei nicht dazu da, erst Kriege zuzulassen 
und sie dann zu lokalisieren, sondern sie zu ver- : 
hindern. Ebenso sei die These der friedlichen Ko- 
existenz ernsthaft erschüttert worden, denn niemand 
zweifele daran, daß die Drahtzieher für diese Aus- 
einandersetzung in Moskau säßen; wir müßten des- 
halb realistische Entspannungspolitik treiben und 
uns immer bewußt bleiben, daß man über Moskaus | 
Absichten niemals sicher sein könne. Das Beispiel j 
Israels zeige, daß man selbst um seine eigene 
Sicherheit besorgt sein müsse. Daraus müsse vor 
allem die WEU die Konsequenzen ziehen. 

Abg. Dr. Schulz (Berlin) (SPD) sagte, daß Parla- 
mentarier rückhaltloser und weniger verklausuliert 
sprechen könnten als die Regierungen; nach den Er- 
fahrungen, die wir alle gemacht hätten, dürfe sich 
ein zweites „München" nicht wiederholen, man 
könne nicht noch einmal versuchen, durch Nach- 
geben und Nichteinmischung Schlimmeres verhüten 
zu wollen. Politische und taktische Zurückhaltung 
könne man verstehen, aber moralische Neutralität 


dürfe es in diesem Falle nicht geben, wo es um die 
politische und physische Vernichtung eines ganzen 
Volkes gegangen sei; die Schwächung der morali- 
schen Autorität der Vereinten Nationen leite sich 
daher, daß sich U Thant entweder der lebensgefähr- 
lichen Dynamik der Situation im Nahen Osten nicht 
bewußt geworden sei oder politische Gedanken ver- 
folgt habe, die mit seinem Amt nicht vereinbar 
seien; Europa solle an seiner Entspannungspolitik 
festhalten, ohne in Entspannungseuphorie zu ver- 
fallen; man solle an die Öffentlichkeit der arabi- 
schen Vulkei appellieren, nicht an ihre Regierenden, 
die auch aus der Katastrophe noch nichts gelernt zu 
haben scheinen; daß auch ein schwieriges Flücht- 
lingsproblem gelöst werden könne, habe die Bundes- 
republik bewiesen und wenn die Nachbarn Israels 
davon überzeugt werden könnten, daß Kriege nur 
noch mehr Unheil und Not brächten und daß sie aus 
den Erfahrungen Israels nur profitieren und lernen 
können, müßten sie auch einsehen, daß mit Zusam- 
menarbeit mehr erreicht werde als mit Haß und 
Hochmut. 

Abg. Lenze (CDU/CSU) hob hervor, daß es die 
Aufgabe der deutschen Abgeordneten in dieser Dis- 
kussion sei, Stellung zu beziehen; wieder einmal 
habe sich erwiesen, wie Sowjetrußland den Natio- 
nalismus der Völker Asiens und Afrikas ausnutze, 
um seine eigenen Ziele zu verfolgen. Man müsse 
Israel dafür dankbar sein, daß es seine militärischen 
Ziele erreicht habe, ehe ein Eingreifen der Groß- 
mächte möglich war; sonst hätten katastrophale 
Folgen eintreten können; die schnelle Beendigung 
des Krieges verdanke man aber nur der großartig 
organisierten militärischen Maschinerie Israels,- 
leider sei die NATO gegenwärtig aber weit ent- 
fernt, ein wirksames Instrument für unsere Sicher- 
heit zu sein; die Erfahrungen im Nahen Osten 
drängten deshalb zu einer Reform der NATO; es 
habe sich außerdem gezeigt, wie groß einerseits 
die Gefahr sei, daß sich lokale Konflikte schnell auf 
die ganze Welt ausdehnen könnten und wie wenig 
andererseits Europa in Krisenzeiten mitzureden 
habe; ferner habe sich die Präsenz der Amerikaner 
im Krisengebiet als äußerst wichtig erwiesen. Das 
seien die Lehren, die wir aus den Ereignissen zu 
ziehen hätten, die so große Gefahren für die ganze 
Welt mit sich hätten bringen können. 

Bei den Neubenennungen der Ausschußvorsitzen- 
den wurden folgende deutsche Mitglieder gewählt: 
im politischen Ausschuß: Abg. Blumenfeld (CDU/ 
CSU) und Abg. Blachstein (SPD) zum Vorsitzenden 
und stellvertretenden Vorsitzenden; im Geschäfts- 
ordnungsausschuß: Abg. Kempfier (CDU/CSU) zum 
Vorsitzenden; in der Arbeitsgruppe für die Zusam- 
menarbeit mit den nationalen Parlamenten: Abg. 
Dr. Schulz (Berlin) (SPD) zum Vorsitzenden. 


Der Sprecher der deutschen Delegation Der stellvertretende Sprecher 
Dr. Schulz (Berlin) Dr. Serres 
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